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Steuern und Finanzen, Wirtschaft und Arbeit 

Unser Steuersystem ist das komplexeste der Welt. Eine Vereinfachung wurde von den etablierten 
Parteien schon lange versprochen, aber nie realisiert. Globalisierung und Euro-Krise erfordern ein 
grundsätzliches Umdenken. Die demografische Entwicklung bringt die sozialen Sicherungssysteme in 
Gefahr. Die ungesteuerte Migration verschlimmert diese Probleme dramatisch. Die Behauptung, sie 
trage zur Problemlösung bei, widerspricht allen Tatsachen. Eine solche Aussage hat ausschließlich 
propagandistischen Charakter. 

Es ist Zeit für eine grundlegende Reform, die bereits im Grundsatzprogramm der AfD angelegt ist: 

 Reduzierung der Steuer- und Abgabenquote 
 Reformierung der Steuersysteme 
 die Bezahlung von Kirchenrepräsentanten wie Bischöfen etc. aus allgemeinen Steuermitteln 

ist abzuschaffen 
 Rückbau der Bürokratie 
 mittelstandsfreundliche Wirtschaftspolitik 

Eine durch Staatsverschuldung finanzierte Stützung der Renten- und Sozialsysteme kommt für die 
AfD nicht in Betracht. Dies wäre keine nachhaltige Politik. 

Auch die im Grundgesetz verankerte Schuldenbremse verbietet eine solche Politik. Vorrangig sind 
Subventionen abzubauen und überflüssige Staatsausgaben zu kürzen. 

Die AfD ruft alle demokratisch legitimierten Parteien auf, sich in der nächsten Legislaturperiode an 
einem großen Steuer- und Sozialreformprozess zu beteiligen.  

Steuern 

Die AfD wendet sich gegen eine Ausweitung der Abgabenbelastung und fordert die Absenkung der 
allgemeinen Mehrwertsteuer um 7 Prozentpunkte sowie die Einführung einer allgemeinen 
Abgabenbremse (für Steuern, Beiträge und Gebühren) zugunsten der Bürger. Diese ist im 
Grundgesetz festzuschreiben. 

Damit soll verhindert werden, dass Steuern und Abgaben in Zukunft beliebig erhöht werden können. 
Die Obergrenze sollte maximal der heutigen Abgabenquote entsprechen und mittelfristig 40 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts nicht übersteigen. Eine solche Politik ist erforderlich, weil sowohl die 
Staatsfinanzierung als auch der Wohlstand der Bürger in erster Linie von einer blühenden Wirtschaft 
abhängen. Neben innovativer Forschung und gut ausgebildeten Menschen braucht der 
Wirtschaftsprozess finanzielle Rahmenbedingungen, welche die Eigenfinanzierung für die 
technologische Infrastruktur der Zukunft ermöglichen und die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
auch bei der Abgabenlast gewährleisten. 

Die AfD will, dass eine seit Jahrzehnten in etlichen Wahlkämpfen von unterschiedlichen Parteien 
versprochene Steuerreform, die diesen Namen verdient, Wirklichkeit wird. Die Vergangenheit hat 
gezeigt, dass ein „Herumdoktern“ am bestehenden Steuersystem dieses nur komplexer und 
keineswegs gerechter macht. 
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Wir sind bereit, gemeinsam mit allen demokratischen Parteien, Tarifparteien, Verbänden und 
wissenschaftlichen Einrichtungen ein zukunftsorientiertes Steuersystem auf den Weg zu bringen, das 
selbstverständlich auch die erforderlichen sozialen Belange berücksichtigt. 

Leitideen der AfD sind dabei: 

 Einfach, transparent und gerecht. Der progressive Anstieg der Steuer wird durch 
Steuerstufen abgelöst. 

 Eine Indexierung der Tarife, Freibeträge und Freigrenzen, Pauschbeträge und Pauschalen 
muss die schleichende (heimliche) Steuererhöhung vermeiden.  

 Entlastung der geringen und mittleren Einkommen: Der Grundfreibetrag wird auf das 
pfändungsfreie Einkommen angehoben und die Stufen werden so gewählt, dass Gering- und 
Durchschnittsverdiener entlastet werden. 

 Das Ehegattensplitting wird durch ein sozial gerechtes Familiensplitting ergänzt, bei dem das 
Familieneinkommen auf alle Familienmitglieder verteilt wird vor der Tarifanwendung. 

 Schaffung einer fairen Unternehmensbesteuerung. Gewinne sind dort zu versteuern, wo sie 
erwirtschaftet werden. 

Die AfD ist für eine Abschaffung der Erbschaftsteuer als Substanzsteuer und gegen die Reaktivierung 
der Vermögensteuer. 

Intakte Familien denken und leben in Generationenzusammenhängen. Die Übergabe von Vermögen 
– auch und gerade in Unternehmen gebundenes – ist Privatangelegenheit und darf nicht dem 
Staatszugriff ausgesetzt sein.  

 

Wirtschaftspolitik für Deutschland: Wohlstand für alle! 

Grundlegende Elemente für eine prosperierende Wirtschaft sind für die AfD die Eigenverantwortung 
der Wirtschaftssubjekte mit dem Gegenstück Haftung für das eigene Handeln, die Garantie des 
Privateigentums und der Marktpreis als Steuerungsmechanismus für wirtschaftliche Entscheidungen. 
Weitere wichtige Elemente sind die Sicherstellung von Wettbewerb auf den Märkten und die 
Verhinderung von marktbeherrschenden Stellungen sowie ein unbestechliches effizientes 
Rechtssystem, das Rechtssicherheit und Rechtsfrieden gewährleistet und nicht zuletzt auch Bürger 
gegen Übergriffe des Staates schützt. 

Dies ist der Ordnungsrahmen, der in der Nachkriegszeit aufgebaut und lange Zeit unangetastet blieb. 
Wir wollen uns dafür einsetzen, ihn wo nötig wieder zu stärken und insgesamt weiterhin aufrecht zu 
erhalten. Viele der darüber hinausgehenden Einzelfallregelungen sind zu überprüfen und 
gegebenenfalls abzuschaffen. 

Die AfD geht von der Prämisse aus, dass die Wirtschaft für die Menschen da ist und nicht die 
Menschen für die Wirtschaft. Wohlstand misst sich materiell, hat aber auch soziale und immaterielle 
Aspekte: Freiheit, Selbstbestimmung, Teilhabe. Unsere Wirtschafts- und Steuerpolitik sehen wir auch 
als Teil der Sozialpolitik. Ziel ist die Schaffung auskömmlicher Arbeitsplätze für alle dem Arbeitsmarkt 
zur Verfügung stehenden Mitbürger. 

Hierzu planen wir folgende Maßnahmen:  
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 den Staat verschlanken und effizienter machen 
o Abbau von Subventionen, neue Subventionen zeitlich befristen 
o Vereinfachung des Steuersystems wie oben beschrieben 
o Regulierungen und Bürokratie überprüfen und abbauen, um insbesondere die 

Belastungen für kleine und mittelständische Unternehmen zu verringern.  
 die Staatsquote senken 

o Steuer-/Abgabenobergrenze einführen und Staatsverbrauch senken 
o Klare Prioritätensetzung, welche Staatsaufgaben wichtig sind, unwichtiges auslaufen 

lassen. 
 wissens-/technologiebasierte Wirtschaft stärken 

o Schulische Bildung und die Forschungslandschaft verstärkt auf MINT-Fächer ausrichten 
o Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in Produkte fördern 
o Unternehmergeist fördern 
o Steuerliche Bedingungen für Forschung und Entwicklung sowie sich daraus ergebende 

Unternehmensgründungen verbessern 
o Hightechunternehmen in Deutschland erhalten und fördern. 

 Investitionen im Inland fördern 
o Durch Subventionsabbau gesparte Mittel in Infrastruktur stecken 
o Energiepreise kalkulierbar machen, Förderung erneuerbarer Energien zurückfahren 

 

Anspruch auf Teilhabe am digitalen Leben und digitaler Wirtschaft 

Die AfD fordert, dass die Voraussetzungen geschaffen werden, um Haushalte sowie klein- und 
mittelständische Betriebe – unabhängig davon, ob diese sich in urbanen Räumen oder sich in 
ländlichen Regionen befinden – innerhalb von zwei Jahren an schnelle Breitbandnetze angeschlossen 
werden können. Staatliche Unterstützungsprogramme sollen finanzielle Belastungen abmildern. 
Allen Haushalten sowie klein- und mittelständischen Betrieben soll somit – unabhängig von ihrem 
Standort – die Anbindung an die Breitbandinfrastruktur möglich sein. Der Anschluss der letzten 
„Meile“, von der verlegten Grundinfrastruktur zum Haus- oder Firmenanschluss, muss eine 
sicherzustellende Option für Privathaushalte und klein- und mittelständische Betriebe werden. 

 

Schluss mit der Technologiefeindlichkeit: Energie und Klima  

Klimawandel 

Das Spurengas Kohlenstoffdioxid (CO2) ist kein Schadstoff, sondern eine unverzichtbare 
Voraussetzung für alles Leben. 

Die Aussagen des Weltklimarats (IPCC), dass Klimaänderungen vorwiegend menschengemacht seien, 
sind wissenschaftlich nicht gesichert. Sie basieren allein auf Rechenmodellen, die weder das 
vergangene noch das aktuelle Klima korrekt beschreiben können. Schon vor der Industrialisierung 
gab es Warm- und Kaltperioden, die sich nicht durch die zugehörige CO2-Konzentration der Luft 
erklären lassen. Mit dem Beitritt zum Pariser Abkommen und dem von der Bundesregierung 
erlassenen Klimaschutzplan 2050 hat Deutschland sich verpflichtet, für die sogenannte 
„Dekarbonisierung“ weitgehende Eingriffe in unsere Wirtschaft und Gesellschaft vorzunehmen. 
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Wir wollen das Projekt der Dekarbonisierung über die „Große Transformation“ beenden und den 
Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung aufheben. 

Das Pariser Klimaabkommen vom 12.12.2015 ist zu kündigen. Deutschland soll aus allen staatlichen 
und privaten „Klimaschutz“-Organisationen austreten und ihnen jede Unterstützung entziehen.  

Energiepolitik 

Deutschland hat Strompreise, die mit jedem Zubau weiterer Wind- und Sonnenstromanlagen und 
dem Netzausbau zwangsläufig weiter steigen. Der mit staatlicher Planwirtschaft erzeugte Ökostrom 
hatte im Jahr 2015 einen Marktwert von 3,3 Milliarden Euro. Zusammen mit den EEG-Subventionen 
kostete dieser Ökostrom die Verbraucher 27,5 Milliarden Euro (Quelle: BMWi). Diese Subventionen 
fließen zu den Profiteuren der Energiewende und belasten jeden Vierpersonenhaushalt bis 2025 mit 
jeweils 25.000 Euro. Damit findet eine Umverteilung von unten nach oben statt. Die 
volkswirtschaftlichen Mehrkosten der geplanten Energiewende allein im Strombereich werden bis 
2050 zusammen mehrere Billionen Euro betragen. 

Die naturgesetzlich, technisch und wirtschaftlich bedingten und daher vorhersehbaren Probleme der 
Energiewende wie weiter steigende Preise, gefährdete Netzstabilität, zunehmendes Risiko für 
Stromausfälle und fehlende Großspeicher, bleiben ungelöst. 

Die ständige Verschärfung von Verordnungen und Gesetzen im Wärmesektor, wie die 
Energieeinspar-Verordnung (EnEV) und das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) zur 
Dämmung und Heizung, führt zu stark steigenden Bau- und Rückbaukosten und entsprechend hohen 
Mieten, die die unteren Einkommensgruppen besonders hart treffen. 

Das Ziel der Bundesregierung ist es, bis 2050 die CO2-Emissionen um 80 bis 95 Prozent zu senken. Die 
Sektoren Mobilität und Wärme sollen durch Umstellung auf Ökostrom ebenfalls emissionsfrei 
werden. Dies erfordert einen Ausbau der Windenergieanlagen in einem Ausmaß und mit einer 
Geschwindigkeit, die Wirtschaft und Bürger überfordern. 

Die bestehenden Kernkraftwerke wollen wir deshalb nicht vor Ende ihrer Nutzungsdauer außer 
Betrieb nehmen. 

Auch auf die Nutzung moderner Gas- und Kohlekraftwerke wird Deutschland auf absehbare Zeit nicht 
verzichten können. 

Im Einzelnen fordern wir: 

 Das EEG ist ersatzlos zu streichen. 
 Solange das EEG noch nicht abgeschafft ist: 

o sollen keine EE-Anlagen in Wäldern und Schutzgebieten errichtet werden 
o sollen keine Vorrangflächen für Windenergieanlagen ohne Zustimmung der betroffenen 

Bürger ausgewiesen werden 
o soll der Mindestabstand von Windenergieanlagen zur Wohnbebauung um das 10-fache 

der Gesamthöhe betragen 
 Die Laufzeit sicherer Kernkraftwerke muss sich nach der technischen Nutzungsdauer richten. 
 Die verwertbaren Kernkraftwerk-Reststoffe müssen für das Recycling rückholbar gelagert 

werden. Zur Erhaltung der kerntechnischen Kompetenz ist eine umfangreiche Beteiligung an 
internationalen Forschungsprojekten sicherzustellen. 
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 Die EnEV und das EEWärmeG sind abzuschaffen.  
 Die Elektromobilität muss sich wie jede Technik auf marktwirtschaftlicher Basis entwickeln. 

 

Verkehrswege erhalten und ausbauen, Wohnungsbau verstärken, ländlichen 
Raum entwickeln 

Wohnungsbau 

Wohnraum ist in den deutschen Großstädten knapp und teuer. Die Neubautätigkeit kann unter den 
vorliegenden Rahmenbedingungen nicht mithalten. 

Planwirtschaftliche Eingriffe wie die „Mietpreisbremse“ verschleppen das eigentliche Problem, 
anstatt es zu lösen. Langfristig verkehrt sich der gewünschte Effekt der Mietpreisbremse ins 
Gegenteil, weil sie private Investitionen in den Wohnungsbau weniger rentabel macht und so auch 
den dringend benötigten Neubau von Wohnungen ausbremst. 

Wirksamer und nachhaltiger sind Maßnahmen, die den Wohnungsbestand deutlich erhöhen. Hierzu 
gehören: Die Ausweisung neuer und die Optimierung bestehender Baugebiete, die Beschleunigung 
der Baurechtschaffung und eine Kostenverringerung durch die Beseitigung unnötiger Vorschriften 
etwa zur Wärmedämmung und Bürokratie. 

Zur Eigentumsförderung sind Grundstücke von der öffentlichen Hand zur Verfügung zu stellen und 
genossenschaftliches Wohnen zu fördern. Mieter, deren Einkommen nicht für die Miete reicht, sind 
weiterhin durch Wohngeld zu unterstützen. 

Mieter und Eigentümer von Wohnraum sollen durch die Senkung der Grund- sowie 
Grunderwerbsteuer entlastet werden. 

Im Einzelnen fordern wir: 

 Der Wohnungsbau muss durch geeignete Rahmenbedingungen verstärkt werden 
 Es muss mehr Bauland zur Verfügung gestellt werden 
 Baustandards müssen vereinfacht und Bürokratie abgebaut werden 
 Staatliche Vorgaben sind zu entschlacken 
 Grund- sowie Grunderwerbsteuer sollen gesenkt werden 

  

Den ländlichen Raum stärken 

Wir unterstützen die Stärkung der ländlichen Infrastruktur. Die dort lebenden Menschen haben einen 
Anspruch auf angemessene Infrastruktur, auch wenn die Besiedlungsdichte gering ist. 

Damit wird zusätzlich der anhaltende Wanderungsdruck aus den ländlichen Gebieten auf die 
Ballungszentren gemildert. Hierzu sollen die Anbindung an das schnelle Datennetz und die 
Anbindung an das überörtliche Straßen- und Schienennetz verbessert werden. 
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Umwelt-, Natur- und Tierschutz, Verbraucherschutz und Landwirtschaft 

Ausbau der Windenergie stoppen 

Die Windenergie ist ein energiepolitischer Irrweg, ökonomisch absurd und ökologisch 
kontraproduktiv. 

Wir lehnen den weiteren Ausbau der Windenergie ab, denn er bringt mehr Schaden als Nutzen. 

Windenergieanlagen sind nur noch ausnahmsweise an Standorten zuzulassen, an denen keine 
Beeinträchtigungen für Menschen, Tiere oder das Landschaftsbild zu erwarten sind. Anerkannte 
Studien zeigen seit Jahren die verheerende Wirkung von Windkraftanlagen auf geschützte Vögel und 
Fledermäuse. Gravierend sind auch die gesundheitlichen Schadwirkungen auf den Menschen durch 
Schattenschlag und Lärmemission. Die flächendeckende Zerstörung unserer Landschaften ist die 
Folge von Windparks wie von zusätzlichen Stromtrassen. Bei der Standortwahl sind die Menschen vor 
Ort durch Bürgerentscheide zu beteiligen. 

Lärmschutz verbessern 

Lärm verursacht Stress und macht krank. Lärm ist das durch weite Teile der Bevölkerung am 
stärksten wahrgenommene Umweltproblem. Die bisherigen Anstrengungen zur Lärmvorsorge und 
insbesondere zur Lärmsanierung reichen nicht aus. 

Die AfD setzt sich deshalb für ein zielgerichtetes Investitionsprogramm für den Lärmschutz ein. 

Verbraucherschutz 

Der Schutz der Verbraucher ist für die AfD einer der zentralen Politikbereiche. Er ist eine 
Querschnittsaufgabe und umfasst eine verbraucherfreundliche Wirtschaftspolitik genauso wie Teile 
der Sozial-, Rechts-, Umwelt- und Gesundheitspolitik. Da die Verbraucherschutzpolitik heute in 
hohem Maß EU-gesteuert ist, will die AfD die Zuständigkeit für Verbraucherschutz nach Deutschland 
zurückholen. 

Wir setzen uns deshalb für eine Renationalisierung des Verbraucherschutzes ein. 

 

Die Auszüge aus dem AfD-Wahlprogramm wurden erstellt durch: Annette Hellwig, BFW-Referentin 
Verbandspublikationen 


